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Beschlußempfehlung *) 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/5587 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften über den Jahresabschluß 
und den konsolidierten Abschluß von Versicherungsunternehmen 
(Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz — VersRiLiG) 

A. Problem 

Auf der Grundlage des Artikels 54 Abs. 3 Buchstabe g des 
EWG-Vertrages, der eine Koordinierung von gesellschaftsrechtli-
chen Schutzbestimmungen vorsieht, hat der Rat der Europäischen 
Gemeinschaften die Richtlinie über den Jahresabschluß und den 
konsolidierten Abschluß von Versicherungsunternehmen 
(91/674/EWG) verabschiedet. Die nationalen Rechte müssen bis 
zum 31. Dezember 1993 angepaßt und die neuen Vorschriften auf 
die nach dem 31. Dezember 1994 beginnenden Geschäftsjah-
re angewendet werden. Auch die sog. Dritten Richtlinien Scha-
denversicherung und Lebensversicherung (92/49/EWG und 
92/96/EWG) enthalten neben Regelungen der Versicherungsauf-
sicht und des Versicherungsvertragsrechts auch Vorschriften zur 
Rechnungslegung von Versicherungsunternehmen, die in nationa-
les Recht umgesetzt werden müssen. 

B. Lösung 

Die Umsetzung der Versicherungsbilanzrichtlinie und der Rech-
nungslegungsvorschriften der Dritten Richtlinien Schadenversi-
cherung und Lebensversicherung erfolgt durch ein Artikelgesetz, 
das ausschließlich bestehende Gesetze ändert. Die Anpassung des 
deutschen Rechts erfolgt schwerpunktmäßig im Vierten Abschnitt 

*) Der Bericht der Abgeordneten Andreas Schmidt (Mülheim) und Ludwig Stiegler folgt. 
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des Dritten Buches Handelsgesetzbuch. In diesem Abschnitt befin-
den sich bereits die entsprechenden Rechnungslegungsvorschrif-
ten für Kreditinstitute, die durch das Bankbilanzrichtlinie-Gesetz 
vom 30. November 1990 eingefügt worden sind. Entsprechend den 
Vorgaben der Versicherungsbilanzrichtlinie werden Versiche-
rungsunternehmen verpflichtet, rechtsform- und größenunabhän-
gig einen Jahresabschluß und einen Lagebericht sowie, wenn sie 
Mutterunternehmen eines Konzerns sind, einen Konzernabschluß 
und einen Konzernlagebericht nach harmonisierten Vorschriften 
aufzustellen, prüfen zu lassen und diese Unterlagen offenzule-
gen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf mit 
zahlreichen Änderungen anzunehmen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Für den Bund entstehen lediglich Kosten bei der Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz, die vom 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen auf jährlich 
12 000 DM geschätzt werden. Für die Länder können in geringem 
Umfang Kosten durch zusätzlich bei den Registern einzureichende 
Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte entstehen. Diese 
werden jedoch durch zusätzliche Einnahmen aus der Hinterle-
gungsgebühr (§ 86 Abs. 2 der Kostenordnung) ausgeglichen. Für 
die Gemeinden entstehen keine Kosten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/5587 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzuneh-
men. 

Bonn, den 18. Mai 1994 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann 

Vorsitzender 

Andreas Schmidt (Mülheim) 

Berichterstatter 

Ludwig Stiegler 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Durchführung der Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften über den Jahresabschluß 
und den konsolidierten Abschluß von Versicherungsunternehmen 
(Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz — VersRiLiG) 
— Drucksache 12/5587 — 
mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung der Richtlinie des Rates 

der Europäischen Gemeinschaften 
über den Jahresabschluß 

und den konsolidierten Abschluß 
von Versicherungsunternehmen 

(Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz 
— VersRiLiG)*) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 40 des Gesetzes vom 27. April 1993 (BGBl. I 
S. 512), wird wie folgt geändert: 

1. In § 240 Abs. 4 werden nach den Wörtern „beweg-
liche Vermögensgegenstände" die Wörter „und 
Schulden" eingefügt. 

2. Dem § 248 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Aufwendungen für den Abschluß von Ver-
sicherungsverträgen dürfen nicht aktiviert wer-
den."  

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 
91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den 
Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß von Versi-
cherungsunternehmen (ABl. EG Nr. L 374 S. 7). 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung der Richtlinie des Rates 

der Europäischen Gemeinschaften 
über den Jahresabschluß 

und den konsolidierten Abschluß 
von Versicherungsunternehmen 

(Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz 
— VersRiLiG)*) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 1994 (BGBl. I 
S. 560), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

') Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 
91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den 
Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß von Versi-
cherungsunternehmen (ABl. EG Nr. L 374 S. 7) und einiger 
Bestimmungen der Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 
18. Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Aus-
nahme der Lebensversicherung) sowie zur Änderung der 
Richtlinien 73/239/EWG und 38/357/EWG (ABl. EG Nr. L 
228 S. 1 und der Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 
10. November 1992 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Le-
bensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 
79/267/EWG und 90/619/EWG (ABl. EG Nr. L 360 S. 1). 
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3. § 293 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „der Absätze 1 bis 
3" durch die Angabe „des Absatzes 1" und die 
Angabe „der Absätze 1, 2 oder 3" durch die 
Angabe „des Absatzes 1" ersetzt. 

c) In Absatz 5 wird die Angabe „ 1 bis 4" durch die 
Angabe „ 1 und 4" ersetzt. 

4. Dem § 300 Abs. 2 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Ansätze, die auf der Anwendung von für Kredit-
institute oder Versicherungsunternehmen wegen 
der Besonderheiten des Geschäftszweigs gelten-
den Vorschriften beruhen, dürfen beibehalten 
werden; auf die Anwendung dieser Ausnahme ist 
im Konzernanhang hinzuweisen." 

5. § 330 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Der 
Bundesminister" durch die Wörter „Das Bun-
desministerium" und jeweils das Wort „Bun-
desminister" durch das Wort  „Bundesministe-
rium" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 zweiter Halbsatz wird das 
Wort „Bundesminister" durch das Wort  „Bun-
desministerium" ersetzt. 

c) Es werden folgende Absätze 3 und 4 ange-
fügt: 

„(3) Absatz 1 ist auf Versicherungsunterneh-
men nach Maßgabe der Sätze 3 und 4 unge-
achtet ihrer Rechtsform anzuwenden. Satz 1 ist 
auch auf Niederlassungen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes von Versicherungsunterneh-
men mit Sitz in einem Staat anzuwenden, der 
nicht Mitglied der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft ist. Die Rechtsverordnung bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates; sie ist 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen zu erlassen. In die Rechtsverord

-

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2a. In § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB wird nach den Wörtern 
„notwendig ist" folgender Satzteil eingefügt: 

„; Rückstellungen dürfen nur abgezinst werden, 
soweit die ihnen zugrundeliegenden Verbind-
lichkeiten einen Zinsanteil enthalten". 

3. unverändert 

4. unverändert 

4a. In § 325 a Abs. 2 HGB wird der Begriff „Versiche-
rungsunternehmen im Sinne des § 1 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" durch den Begriff 
„Versicherungsunternehmen im Sinne des 
§ 341" ersetzt. 

5. § 330 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Es werden folgende Absätze 3 und 4 ange-
fügt: 

„ (3) Absatz 1 ist auf Versicherungsunterneh-
men nach Maßgabe der Sätze 3 und 4 unge-
achtet ihrer Rechtsform anzuwenden. Satz 1 ist 
auch auf Niederlassungen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes von Versicherungsunterneh-
men mit Sitz in einem anderen Staat anzuwen-
den, wenn sie zum Betrieb des Direktversiche-
rungsgeschäfts der Erlaubnis durch die deut-
sche Versicherungsaufsichtsbehörde bedür-
fen. Die Rechtsverordnung bedarf der Zustim-
mung des Bundesrates und ist im Einverneh- 
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nung nach Satz 1 können auch nähere Bestim-
mungen über die Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Konzernabschlusses im Rah-
men der vorgeschriebenen Formblätter für 
die Gliederung des Jahresabschlusses und des 
Konzernabschlusses im Rahmen der vorge-
schriebenen Formblätter für die Gliederung 
des Jahresabschlusses und des Konzernab-
schlusses sowie Vorschriften über den Ansatz 
und die Bewertung von versicherungstechni-
schen Rückstellungen, insbesondere die Nähe-
rungsverfahren, aufgenommen werden. 

(4) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 in 
Verbindung mit Absatz 3 kann bestimmt wer-
den, daß Versicherungsunternehmen, auf die 
die Richtlinie 91/674/EWG nach deren Arti-
kel 2 in Verbindung mit Artikel 3 der Richtlinie 
73/239/EWG oder in Verbindung mit Artikel 2 
Nr. 2 oder 3 oder Artikel 3 der Richtlinie 
79/267/EWG nicht anzuwenden ist, von den 
Regelungen des Zweiten Unterabschnitts des 
Vierten Abschnitts ganz oder teilweise befreit 
werden, soweit dies erforderlich ist, um eine im 
Verhältnis zur Größe der Versicherungsunter-
nehmen unangemessene Belastung zu vermei-
den; Absatz 1 Satz 2 ist insoweit nicht anzu-
wenden. In der Rechtsverordnung dürfen die-
sen Versicherungsunternehmen auch für die 
Gliederung des Jahresabschlusses und des 
Konzernabschlusses, für die Erstellung von 
Anhang und Lagebericht und Konzernanhang 
und Konzernlagebericht sowie für die Offenle-
gung ihrer Größe angemessene Vereinfachun-
gen gewährt werden; hierbei sind die Auf-
sichtsbehörden des Bundes und der Länder zu 
hören." 

6. In § 334 Abs. 4 werden nach der Angabe „§ 340" 
die Wörter „und auf Versicherungsunternehmen 
im Sinne des § 341 Abs. 1" eingefügt. 

7. Nach § 339 wird die Überschrift für den Vierten 
Abschnitt wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Vierter Abschnitt. Ergän-
zende Vorschriften für Kreditinstitute" wird 
durch folgende Überschrift ersetzt: „Vierter 
Abschnitt. Ergänzende Vorschriften für Unter-
nehmen bestimmter Geschäftszweige". 

b) Nach der Überschrift für den Vierten Abschnitt 
wird folgende Überschrift für den Ersten 
Unterabschnitt eingefügt: „Erster Unterab-
schnitt. Ergänzende Vorschriften für Kreditin-
stitute". 

8. In § 340 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 wird jeweils das 
Wort  „Abschnitt" durch das Wort  „Unterab-
schnitt" ersetzt. 

9. In § 340a Abs. 1 und § 340i Abs. 1 Satz 1 wird 
jeweils nach dem Wort  „dieses" das Wort „Ab-
schnitte " durch das Wo rt  „Unterabschnitts" 
ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

men mit dem Bundesministerium der Finanzen 
zu erlassen. In die Rechtsverordnung nach 
Satz 1 können auch nähere Bestimmungen 
über die Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Konzernabschlusses im Rahmen der 
vorgeschriebenen Formblätter für die Gliede-
rung des Jahresabschlusses und des Konzern-
abschlusses sowie Vorschriften über den 
Ansatz und die Bewertung von versicherungs-
technischen Rückstellungen, insbesondere die 
Näherungsverfahren, aufgenommen werden. 

(4) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 in 
Verbindung mit Absatz 3 kann bestimmt wer-
den, daß Versicherungsunternehmen, auf die 
die Richtlinie 91/674/EWG nach deren Arti-
kel 2 in Verbindung mit Artikel 3 der Richtlinie 
73/239/EWG oder in Verbindung mit Artikel 2 
Nr. 2 oder 3 oder Artikel 3 der Richtlinie 
79/267/EWG nicht anzuwenden ist, von den 
Regelungen des Zweiten Unterabschnitts des 
Vierten Abschnitts ganz oder teilweise befreit 
werden, soweit dies erforderlich ist, um eine im 
Verhältnis zur Größe der Versicherungsunter-
nehmen unangemessene Belastung zu vermei-
den; Absatz 1 Satz 2 ist insoweit nicht anzu-
wenden. In der Rechtsverordnung dürfen die-
sen Versicherungsunternehmen auch für die 
Gliederung des Jahresabschlusses und des 
Konzernabschlusses, für die Erstellung von 
Anhang und Lagebericht und Konzernanhang 
und Konzernlagebericht sowie für die Offenle-
gung ihrer Größe angemessene Vereinfachun-
gen gewährt werden." 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 
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10. Nach § 340 o wird folgender neuer Zweiter Unter-
abschnitt des Vierten Abschnitts des Dritten 
Buchs angefügt: 

„Zweiter Unterabschnitt 

Ergänzende Vorschriften 
für Versicherungsunternehmen 

Erster Titel 

Anwendungsbereich 

§ 341 

(1) Dieser Unterabschnitt ist auf Unternehmen, 
die den Betrieb von Versicherungsgeschäften 
zum Gegenstand haben und nicht Träger der 
Sozialversicherung sind (Versicherungsunterneh-
men), sowie auf Niederlassungen im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes von Versicherungsunter-
nehmen mit Sitz in einem Staat, der nicht Mitglied 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist, 
anzuwenden, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
§ 341 k Abs. 2 und 3 ist außerdem auf Niederlas-
sungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes von 
Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft anzuwenden. Zusätzliche 
Anforderungen auf Grund von Vorschriften, die 
wegen der Rechtsform oder für Niederlassungen 
bestehen, bleiben unberührt. 

(2) Auf öffentlich-rechtliche Krankenversor-
gungseinrichtungen der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn sowie auf die 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, 
die Bundesbahn-Versicherungsanstalt — Abtei-
lung B — und die Versorgungsanstalt der Deut-
schen Bundespost ist dieser Unterabschnitt nicht 
anzuwenden. 

Zweiter Titel 

Jahresabschluß, Lagebericht 

§ 341a 

Anzuwendende Vorschriften 

(1) Versicherungsunternehmen haben einen 
Jahresabschluß und einen Lagebericht nach den 
für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften des Ersten Unterabschnitts des Zweiten 
Abschnitts in den ersten vier Monaten des 
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäfts-
jahr aufzustellen und dem Abschlußprüfer zur 
Durchführung der Prüfung vorzulegen; die Frist 
des § 264 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

10. Nach § 340 o wird folgender neuer Zweiter Unter-
abschnitt des Vierten Abschnitts des Dritten 
Buchs angefügt: 

„ Zweiter Unterabschnitt 

Ergänzende Vorschriften 
für Versicherungsunternehmen 

Erster Titel 

Anwendungsbereich 

§ 341 

(1) Dieser Unterabschnitt ist, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, auf Unternehmen, die den 
Betrieb von Versicherungsgeschäften zum Ge-
genstand haben und nicht Träger der Sozialver-
sicherung sind (Versicherungsunternehmen), an-
zuwenden. Dies gilt nicht für solche Versiche-
rungsunternehmen, die auf Grund von Gesetz, 
Tarifvertrag oder Satzung ausschließlich für ihre 
Mitglieder oder die durch Gesetz oder Satzung 
begünstigten Personen Leistungen erbringen 
oder als nicht rechtsfähige Einrichtungen ihre 
Aufwendungen im Umlageverfahren decken, es 
sei denn, sie sind Aktiengesellschaften, Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit oder rechtsfä-
hige kommunale Schadenversicherungsunter-
nehmen. 

(2) Versicherungsunternehmen im Sinne des 
Absatzes 1 sind auch Niederlassungen im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes von Versiche-
rungsunternehmen mit Sitz in einem anderen 
Staat, wenn sie zum Betrieb des Direktversiche-
rungsgeschäfts der Erlaubnis durch die deutsche 
Versicherungsaufsichtsbehörde bedürfen. 

(3) Zusätzliche Anforderungen auf Grund von 
Vorschriften, die wegen der Rechtsform oder für 
Niederlassungen bestehen, bleiben unberührt. 

(2) entfällt 

Zweiter Titel 

Jahresabschluß, Lagebericht 

§ 341a 

Anzuwendende Vorschriften 

(1) unverändert 
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(2) § 265 Abs. 6, §§ 267, 268 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 
Satz 1 und 2, §§ 276, 277 Abs. 1 und 2, § 279 Abs. 1 
Satz 2, § 285 Nr. 8 Buchstabe a und § 288 sind nicht 
anzuwenden. Anstelle von § 247 Abs. 1, §§ 251, 
265 Abs. 7, §§ 266, 268 Abs. 2 und 7, §.§.  275, 285 
Nr. 4 und 8 Buchstabe b sowie § 286 Abs. 2 sind die 
durch Rechtsverordnung erlassenen Formblätter 
und anderen Vorschriften anzuwenden. § 246 
Abs. 2 ist nicht anzuwenden, soweit abweichende 
Vorschriften bestehen. § 285 Nr. 3 gilt mit der 
Maßgabe, daß die Angaben für solche finanzielle 
Verpflichtungen nicht zu machen sind, die im 
Rahmen des Versicherungsgeschäfts entstehen. 

(3) Auf Krankenversicherungsunternehmen, 
die das Krankenversicherungsgeschäft aus-
schließlich oder überwiegend nach A rt  der 
Lebensversicherung betreiben, sind die für die 
Rechnungslegung der Lebensversicherungsun-
ternehmen geltenden Vorschriften entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Auf Versicherungsunternehmen, die nicht 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien oder kleinere Vereine sind, sind § 152 
Abs. 2 und 3 sowie die §§  170 bis 176 des 
Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden; § 160 
des Aktiengesetzes ist entsprechend anzuwen-
den, soweit er sich auf Genußrechte bezieht. 

(5) Bei Versicherungsunternehmen, die aus-
schließlich die Rückversicherung betreiben oder 
deren Beiträge aus in Rückdeckung übernomme-
nen Versicherungen die übrigen Beiträge über-
steigen, verlängert sich die in Absatz 1 erster 
Halbsatz genannte Frist von vier Monaten auf 
zehn Monate, sofern das Geschäftsjahr mit dem 
Kalenderjahr übereinstimmt; die Hauptversamm-
lung oder die Versammlung der obersten Vertre-
tung, die den Jahresabschluß entgegennimmt 
oder festzustellen hat, muß abweichend von § 175 
Abs. 1 Satz 2 des Aktiengesetzes spätestens 
14 Monate nach dem Ende des vergangenen 
Geschäftsjahres stattfinden. 

Dritter Titel 

Bewertungsvorschriften 

§ 341 b 
Bewertung von Vermögensgegenständen 

(1) Versicherungsunternehmen haben immate-
rielle Vermögensgegenstände, soweit sie entgelt-
lich erworben wurden, Grundstücke, grund-
stücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich 
der Bauten auf fremden Grundstücken, techni-
sche Anlagen und Maschinen, andere Anlagen, 
Betriebs- und Geschäftsausstattung, Anlagen im 
Bau und Vorräte nach den für das Anlagevermö-
gen geltenden Vorschriften zu bewerten. Satz 1 ist 
vorbehaltlich Absatz 2 und § 341 c auch auf allein 
oder gemeinschaftlich gehaltene Kapitalanlagen 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) § 265 Abs. 6, §§ 267, 268 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 
Satz 1 und 2, §.§  276, 277 Abs. 1 und 2, § 279 Abs. 1 
Satz 2, § 285 Nr. 8 Buchstabe a und § 288 sind nicht 
anzuwenden. Anstelle von § 247 Abs. 1, §§ 251, 
265 Abs. 7, §§ 266, 268 Abs. 2 und 7, §§ 275, 281 
Abs. 2 Satz 2, § 285 Nr. 4 und 8 Buchstabe b sowie 
§ 286 Abs. 2 sind die durch Rechtsverordnung 
erlassenen Formblätter und anderen Vorschriften 
anzuwenden. § 246 Abs. 2 ist nicht anzuwenden, 
soweit abweichende Vorschriften bestehen. § 285 
Nr. 3 gilt mit der Maßgabe, daß die Angaben für 
solche finanzielle Verpflichtungen nicht zu 
machen sind, die im Rahmen des Versicherungs-
geschäfts entstehen. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

Dritter Titel 

Bewertungsvorschriften 

§ 341 b 

Bewertung von Vermögensgegenständen 

(1) Versicherungsunternehmen haben immate-
rielle Vermögensgegenstände, soweit sie entgelt-
lich erworben wurden, Grundstücke, grund-
stücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich 
der Bauten auf fremden Grundstücken, techni-
sche Anlagen und Maschinen, andere Anlagen, 
Betriebs- und Geschäftsausstattung, Anlagen im 
Bau und Vorräte nach den für das Anlagevermö-
gen geltenden Vorschriften zu bewerten. Satz 1 ist 
vorbehaltlich Absatz 2 und § 341 c auch auf 
Kapitalanlagen anzuwenden, soweit es sich hier- 
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anzuwenden, soweit es sich hierbei um Betei-
ligungen einschließlich der Anteile an verbun-
denen Unternehmen, Ausleihungen an verbun-
dene Unternehmen oder an Unternehmen, mit 
denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, Na-
mensschuldverschreibungen, Hypothekendarle-
hen und andere Forderungen und Rechte, son-
stige Ausleihungen und Depotforderungen aus 
dem in Rückdeckung übernommenen Versiche-
rungsgeschäft handelt. § 253 Abs. 2 Satz 3 darf, 
wenn es sich nicht um eine voraussichtlich dau-
ernde Wertminderung handelt, nur auf die in 
Satz 2 bezeichneten Vermögensgegenstände 
angewendet werden. 

(2)Auf Kapitalanlagen, soweit es sich hierbei 
um Aktien einschließlich der eigenen Anteile, 
Investmentanteile sowie sonstige festverzinsliche 
und nicht festverzinsliche Wertpapiere h andelt, 
sind die für das Umlaufvermögen geltenden § 253 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 3, §§ 254, 256, 279 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, § 280 anzuwenden. Satz 1 gilt nicht für 
Namensschuldverschreibungen. 

(3)§ 256 Satz 2 in Verbindung mit § 240 Abs. 3 
über die Bewertung zum Festwert ist auf Grund-
stücke, Bauten und im Bau befindliche Anlagen 
nicht anzuwenden. 

§ 341 c 
Namensschuldverschreibungen, 

Hypothekendarlehen und andere Forderungen 

(1)Abweichend von § 253 Abs. 1 Satz 1 dür-
fen Namensschuldverschreibungen, Hypothe-
kendarlehen und andere Forderungen mit ihrem 
Nennbetrag angesetzt werden. 

(2)Ist der Nennbetrag höher als die Anschaf-
fungskosten, so ist der Unterschiedsbetrag in den 
Rechnungsabgrenzungsposten auf der Passiv-
seite aufzunehmen, planmäßig aufzulösen und in 
seiner jeweiligen Höhe in der Bilanz oder im 
Anhang gesondert anzugeben. Ist der Nennbe-
trag niedriger als die Anschaffungskosten, darf 
der Unterschiedsbetrag in den Rechnungsab-
grenzungsposten auf der Aktivseite aufgenom-
men werden; er ist planmäßig aufzulösen und in 
seiner jeweiligen Höhe in der Bilanz oder im 
Anhang gesondert anzugeben. 

§ 341 d 

Anlagestock der fondsgebundenen 
Lebensversicherung 

Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von 
Inhabern von Lebensversicherungen, für die ein 
Anlagestock nach § 54 b des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes zu bilden ist, sind mit dem Zeitwert 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Vor-
sicht zu bewerten; die §§ 341 b, 341 c sind nicht 
anzuwenden. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

bei um Beteiligungen, der Anteile an verbun-
denen Unternehmen, Ausleihungen an verbun-
dene Unternehmen oder an Unternehmen, mit 
denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, Na-
mensschuldverschreibungen, Hypothekendarle-
hen und andere Forderungen und Rechte, son-
stige Ausleihungen und Depotforderungen aus 
dem in Rückdeckung übernommenen Versiche-
rungsgeschäft handelt. § 253 Abs. 2 Satz 3 darf, 
wenn es sich nicht um eine voraussichtlich dau-
ernde Wertminderung handelt, nur auf die in 
Satz 2 bezeichneten Vermögensgegenstände 
angewendet werden. 

(2) Auf Kapitalanlagen, soweit es sich hierbei 
um Aktien einschließlich der eigenen Anteile, 
Investmentanteile sowie sonstige festverzinsliche 
und nicht festverzinsliche Wertpapiere handelt, 
sind die für das Umlaufvermögen geltenden § 253 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 3, §§ 254, 256, 279 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, § 280 anzuwenden. Satz 1 gilt nicht für 
Namensschuldverschreibungen. Pensions- und 
Sterbekassen, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes von der Körper-
schaftsteuer befreit sind, brauchen § 280 Abs. 1 
Satz 1 nicht anzuwenden. 

(3)unverändert 

§ 341 c 
unverändert 

§ 341 d 
unverändert 



Drucksache 12/7586 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Entwurf 

Vierter Titel 

Versicherungstechnische Rückstellungen 

§ 341e 

Allgemeine Bilanzierungsgrundsätze 

(1) Versicherungsunternehmen haben versi-
cherungstechnische Rückstellungen auch inso-
weit zu bilden, wie dies nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung notwendig ist, um die 
dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus 
den Versicherungsverträgen sicherzustellen. 

(2) Versicherungstechnische Rückstellungen 
sind außer in den Fällen der §§ 341 f, 341g 
insbesondere zu bilden 

1. für den Teil der Beiträge, der Ertrag für eine 
bestimmte Zeit nach dem Abschlußstichtag 
darstellt (Beitragsüberträge); 

2. für erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige 
Beitragsrückerstattungen, soweit die aus-
schließliche Verwendung der Rückstellung zu 
diesem Zweck durch Gesetz, Satzung, ge-
schäftsplanmäßige Erklärung oder vertragli-
che Vereinbarung gesichert ist (Rückstellung 
für Beitragsrückerstattung); 

3. für Verluste, mit denen nach dem Abschluß-
stichtag aus bis zum Ende des Geschäftsjahres 
geschlossenen Verträgen zu rechnen ist (Rück-
stellung für drohende Verluste aus dem Versi-
cherungsgeschäft); 

4. für die Verpflichtungen aus dem Lebensversi-
cherungs- und dem nach Art der Lebensversi-
cherung betriebenen Versicherungsgeschäft in 
Höhe ihres versicherungsmathematisch er-
rechneten Wertes einschließlich bereits zuge-
teilter Überschußanteile mit Ausnahme der 
verzinslich angesammelten Überschußanteile 
und nach Abzug des versicherungsmathema-
tisch ermittelten Barwerts der künftigen Bei-
träge (Deckungsrückstellung); in der Kranken-
versicherung fallen hierunter auch der Dek-
kungsrückstellung bereits zugeführte Beträge 
aus der Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung. 

(3) Soweit eine Bewe rtung nach § 252 Abs. 1 
Nr. 3 oder § 240 Abs. 4 nicht möglich ist oder der 
damit verbundene Aufwand unverhältnismäßig 
wäre, können die Rückstellungen auf Grund von 
Näherungsverfahren geschätzt werden, wenn 
anzunehmen ist, daß diese zu annähernd gleichen 
Ergebnissen wie Einzelberechnungen führen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Vierter Titel 

Versicherungstechnische Rückstellungen 

§ 341 e 

Allgemeine Bilanzierungsgrundsätze 

(1) Versicherungsunternehmen haben versi-
cherungstechnische Rückstellungen auch inso-
weit zu bilden, wie dies nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung notwendig ist, um die 
dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus 
den Versicherungsverträgen sicherzustellen. Da-
bei sind die im Interesse der Versicherten erlas-
senen aufsichtsrechtlichen Vorschriften fiber die 
bei der Berechnung der Rückstellungen zu ver-
wendenden Rechnungsgrundlagen einschließ-
lich des dafür anzusetzenden Rechnungszinsfu-
ßes und über die Zuweisung bestimmter Kapital-
erträge zu den Rückstellungen zu berücksichti-
gen. 

(2) Versicherungstechnische Rückstellungen 
sind außer in den Fällen der §§ 341f bis 341 h 
insbesondere zu bilden 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. für Verluste, mit denen nach dem Abschluß-
stichtag aus bis zum Ende des Geschäftsjahres 
geschlossenen Verträgen zu rechnen ist (Rück-
stellung für drohende Verluste aus dem Versi-
cherungsgeschäft). 

4. entfällt 

(3) unverändert 
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§ 341 f 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle 

(1) Rückstellungen für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle sind für die Verpflichtungen 
aus den bis zum Ende des Geschäftsjahres einge-
tretenen, aber noch nicht abgewickelten Versi-
cherungsfällen zu bilden. Hierbei sind die gesam-
ten Schadenregulierungsaufwendungen zu be-
rücksichtigen. Eine Abzinsung ist unzulässig. 

(2) Für bis zum Abschlußstichtag eingetretene, 
aber bis zur inventurmäßigen Erfassung noch 
nicht gemeldete Versicherungsfälle ist die Rück-
stellung pauschal zu bewerten. Dabei sind die 
bisherigen Erfahrungen in bezug auf die Anzahl 
der nach dem Abschlußstichtag gemeldeten Ver-
sicherungsfälle und die Höhe der damit verbun-
denen Aufwendungen zu berücksichtigen. 

(3) Bei Krankenversicherungsunternehmen ist 
die Rückstellung anhand eines statistischen 
Näherungsverfahrens zu ermitteln. Dabei ist von 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

o 341f 

Deckungsrückstellung 

(1) Deckungsrückstellungen sind für die Ver-
pflichtungen aus dem Lebensversicherungs- und 
dem nach Art  der Lebensversicherung betriebe-
nen Versicherungsgeschäft in Höhe ihres versi-
cherungsmathematisch errechneten Wertes ein-
schließlich bereits zugeteilter Überschußanteile 
mit Ausnahme der verzinslich angesammelten 
Überschußanteile und nach Abzug des versiche-

rungsmathematisch ermittelten Barwerts der 
künftigen Beiträge zu bilden (prospektive Me-
thode). Ist eine Ermittlung des Wertes der künf-
tigen Verpflichtungen und der künftigen Bei-
träge nicht möglich, hat die Berechnung auf 
Grund der aufgezinsten Einnahmen und Ausga-
ben der vorangegangenen Geschäftsjahre zu 
erfolgen (retrospektive Methode). 

(2) Bei der Bildung der Deckungsrückstellung 
sind auch gegenüber den Versicherten eingegan-
gene Zinssatzverpflichtungen zu berücksichti-
gen, sofern die derzeitigen oder zu erwartenden 
Erträge der Vermögenswerte des Unternehmens 
für die Deckung dieser Verpflichtungen nicht 
ausreichen. 

(3) In der Krankenversicherung, die nach Art 
der Lebensversicherung betrieben wird, ist als 
Deckungsrückstellung eine Alterungsrückstel-
lung zu bilden; hierunter fallen auch der Rück-
stellung bereits zugeführte Beträge aus der Rück-
stellung für Beitragsrückerstattung sowie Zu-
schreibungen, die dem Aufbau einer Anwart-
schaft auf Beitragsermäßigung im Alter dienen. 
Bei der Berechnung sind die für die Berechnung 
der Prämien geltenden aufsichtsrechtlichen Be-
stimmungen zu berücksichtigen. 

§ 341 g 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle 

(1) Rückstellungen für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle sind für die Verpflichtungen 
aus den bis zum Ende des Geschäftsjahres einge-
tretenen, aber noch nicht abgewickelten Versi-
cherungsfällen zu bilden. Hierbei sind die gesam-
ten Schadenregulierungsaufwendungen zu be-
rücksichtigen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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den in den ersten Monaten des nach dem 
Abschlußstichtag folgenden Geschäftsjahres er-
folgten Zahlungen für die bis zum Abschlußstich-
tag eingetretenen Versicherungsfälle auszuge-
hen. 

(4) Bei Mitversicherungen gemäß § 54 a Abs. 3 a 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes muß die 
Rückstellung der Höhe nach anteilig zumindest 
derjenigen entsprechen, die der führende Versi-
cherer nach den Vorschriften oder der Übung in 
dem Land bilden muß, von dem aus er tätig 
wird. 

(5) Sind die Versicherungsleistungen auf Grund 
rechtskräftigen Urteils, Vergleichs oder Aner-
kenntnisses in Form einer Rente zu erbringen, so 
müssen die Rückstellungsbeträge nach aner-
kannten versicherungsmathematischen Metho-
den berechnet werden. 

§ 341 g 
Schwankungsrückstellung 

und ähnliche Rückstellungen 

(1) Schwankungsrückstellungen sind zum Aus-
gleich der Schwankungen im Schadenverlauf 
künftiger Jahre zu bilden, wenn insbesondere 

1. nach den Erfahrungen in dem be treffenden 
Versicherungszweig mit erheblichen Schwan-
kungen der jährlichen Aufwendungen für Ver-
sicherungsfälle zu rechnen ist, 

2. die Schwankungen nicht jeweils durch Bei-
träge ausgeglichen werden und 

3. die Schwankungen nicht durch Rückversiche-
rungen gedeckt sind. 

(2) Für Risiken gleicher Art, bei denen der 
Ausgleich von Leistung und Gegenleistung 
wegen des hohen Schadenrisikos im Einzelfall 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen 
nicht im Geschäftsjahr, sondern nur in einem am 
Abschlußstichtag nicht bestimmbaren Zeitraum 
gefunden werden kann, ist eine Rückstellung zu 
bilden und in der Bilanz als „ähnliche Rückstel-
lung" unter den Schwankungsrückstellungen 
auszuweisen. 

Fünfter Titel 

Konzernabschluß, Konzernlagebericht 

§ 341 h 

Aufstellung, Fristen 

(1) Versicherungsunternehmen, auch wenn sie 
nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft 
betrieben werden, haben unabhängig von ihrer 
Größe einen Konzernabschluß und einen Kon-
zernlagebericht aufzustellen. Zusätzliche Anfor-
derungen auf Grund von Vorschriften, die wegen 
der Rechtsform bestehen, bleiben unberührt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Bei Mitversicherungen muß die Rückstel-
lung der Höhe nach anteilig zumindest derjenigen 
entsprechen, die der führende Versicherer nach 
den Vorschriften oder der Übung in dem Land 
bilden muß, von dem aus er tätig wird. 

(5) unverändert 

§ 341h 

unverändert 

Fünfter Titel 

Konzernabschluß, Konzernlagebericht 

§ 341 i 
unverändert 
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(2) Als Versicherungsunternehmen im Sinne 
dieses Titels gelten auch Mutterunternehmen, 
deren einziger oder hauptsächlicher Zweck darin 
besteht, Beteiligungen an Tochterunternehmen 
zu erwerben, diese Beteiligungen zu verwalten 
und rentabel zu machen, sofern diese Tochterun-
ternehmen ausschließlich oder überwiegend Ver-
sicherungsunternehmen sind. 

(3) Die gesetzlichen Vertreter eines Mutterun-
ternehmens haben den Konzernabschluß und den 
Konzernlagebericht abweichend von § 290 Abs. 1 
innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der 
Aufstellungsfrist für den zuletzt aufzustellenden 
und in den Konzernabschluß einzubeziehenden 
Abschluß, spätestens jedoch innerhalb von zwölf 
Monaten nach dem Stichtag des Konzernab-
schlusses, für das vergangene Konzerngeschäfts-
jahr aufzustellen und dem Abschlußprüfer des 
Konzernabschlusses vorzulegen. § 299 Abs. 2 
Satz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß der 
Stichtag des Jahresabschlusses eines Unterneh-
mens nicht länger als sechs Monate vor dem 
Stichtag des Konzernabschlusses liegen darf. 

(4) Der Konzernabschluß und der Konzernlage-
bericht sind abweichend von § 337 Abs. 2 des 
Aktiengesetzes spätestens der nächsten nach 
Ablauf der Aufstellungsfrist für den Konzernab-
schluß und Konzernlagebericht einzuberufenden 
Hauptversammlung, die einen Jahresabschluß 
des Mutterunternehmens entgegennimmt oder 
festzustellen hat, vorzulegen. 

§ 341i 

Anzuwendende Vorschriften 

(1) Auf den Konzernabschluß und den Konzern-
lagebericht sind die Vorschriften des Zweiten 
Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts über den 
Konzernabschluß und den Konzernlagebericht 
und, soweit die Eigenart des Konzernabschlusses 
keine Abweichungen bedingt, die §§ 341 a bis 
341 g über den Jahresabschluß sowie die für die 
Rechtsform und den Geschäftszweig der in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen 
mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes gel-
tenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, 
soweit sie für große Kapitalgesellschaften gelten. 
Die §§ 293, 298 Abs. 1 und 2 sowie § 314 Abs. 1 
Nr. 3 sind nicht anzuwenden. § 314 Abs. 1 Nr. 2 gilt 
mit der Maßgabe, daß die Angaben für solche 
finanzielle Verpflichtungen nicht zu machen sind, 
die im Rahmen des Versicherungsgeschäfts ent-
stehen. 

(2) § 304 Abs. 2 Satz 1 über die Behandlung der 
Zwischenergebnisse ist bei Lieferungen und Lei-
stungen, die zu üblichen Marktbedingungen vor-
genommen worden sind und die Rechtsansprüche 
der Versicherungsnehmer begründet haben, auch 
dann anzuwenden, wenn die Ermittlung des nach 
§ 304 Abs. 1 vorgeschriebenen Wertansatzes 
keinen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfor-
dern würde. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 341 j 

Anzuwendende Vorschriften 

(1) Auf den Konzernabschluß und den Konzern-
lagebericht sind die Vorschriften des Zweiten 
Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts über den 
Konzernabschluß und den Konzernlagebericht 
und, soweit die Eigenart des Konzernabschlusses 
keine Abweichungen bedingt, die §§ 341 a bis 
341 h über den Jahresabschluß sowie die für die 
Rechtsform und den Geschäftszweig der in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen 
mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes gel-
tenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, 
soweit sie für große Kapitalgesellschaften gelten. 
Die §§ 293, 298 Abs. 1 und 2 sowie § 314 Abs. 1 
Nr. 3 sind nicht anzuwenden. § 314 Abs. 1 Nr. 2 gilt 
mit der Maßgabe, daß die Angaben für solche 
finanzielle Verpflichtungen nicht zu machen sind, 
die im Rahmen des Versicherungsgeschäfts ent-
stehen. 

(2) unverändert 
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Sechster Titel 

Prüfung 

§ 341 j 

(1) Versicherungsunternehmen haben unabhän-
gig von ihrer Größe ihren Jahresabschluß und 
Lagebericht sowie ihren Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht nach den Vorschriften des Drit-
ten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts prüfen 
zu lassen. § 319 Abs. 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 
Hat keine Prüfung stattgefunden, so kann der 
Jahresabschluß nicht festgestellt werden. 

(2) § 318 Abs. 1 Satz 1 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß der Abschlußprüfer des Jahres-
abschlusses und des Konzernabschlusses vom 
Aufsichtsrat bestimmt wird. § 318 Abs. 1 Satz 3 
und 4 gilt entsprechend. 

(3) In den Fällen des § 321 Abs. 2 hat der 
Abschlußprüfer die Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich zu unterrichten. 

Siebenter Titel 

Offenlegung 

§ 341 k 

(1) Versicherungsunternehmen haben den Jah-
resabschluß und den Lagebericht sowie den Kon-
zernabschluß und den Konzernlagebericht und 
die anderen in § 325 bezeichneten Unterlagen 
nach § 325 Abs. 2 bis 5, §§ 328, 329 Abs. 1 
offenzulegen. Von den in § 341 a Abs. 5 genannten 
Versicherungsunternehmen ist § 325 Abs. 2 Satz 1 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Frist für 
die Einreichung der Unterlagen beim Bundesan-
zeiger 15 Monate beträgt. 

(2) Niederlassungen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes von Versicherungsunternehmen mit Sitz 
in einem anderen Staat haben die in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Unterlagen ihrer Hauptnie-
derlassung, die nach dem Recht des Sitzlandes 
aufgestellt und geprüft worden sind, nach § 325 
Abs. 2 bis 5, §§ 328, 329 Abs. 1 offenzulegen. 
Niederlassungen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes von Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
einem Staat, der nicht Mitglied der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist, brauchen auf ihre 
eigene Geschäftstätigkeit bezogene gesonderte 
Rechnungsunterlagen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
offenzulegen, sofern die nach Satz 1 offenzule-
genden Unterlagen nach einem an die Richtlinie 
91/674/EWG angepaßten Recht aufgestellt und 
geprüft worden oder den nach einem dieser 
Rechte aufgestellten Unterlagen gleichwertig 
sind. Sind die Unterlagen nicht in deutscher 
Sprache erstellt, so ist jeweils eine Übersetzung in 
deutscher Sprache beizufügen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Auf Versicherungsunternehmen, die nicht 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien oder kleinere Vereine sind, ist § 337 
Abs. 1 des Aktiengesetzes entsprechend anzu-
wenden. 

Sechster Titel 

Prüfung 

§ 341 k 

unverändert 

Siebenter Titel 

Offenlegung 

§ 341 l 

(1) unverändert 

(2) entfällt 
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(3) Ist das Versicherungsunternehmen nicht in 
das Handelsregister eingetragen, so sind die 
Unterlagen bei dem für den Sitz des Unterneh-
mens zuständigen Registergericht einzureichen. 

(4) Die gesetzlichen Vertreter eines Mutterun-
ternehmens haben abweichend von § 325 Abs. 3 
unverzüglich nach der Hauptversammlung oder 
der dieser entsprechenden Versammlung der 
obersten Vertretung, welcher der Konzernab-
schluß und der Konzernlagebericht vorzulegen 
sind, jedoch spätestens vor Ablauf des dieser 
Versammlung folgenden Monats den Konzernab-
schluß mit dem Bestätigungsvermerk oder dem 
Vermerk über dessen Versagung und den Kon-
zernlagebericht mit Ausnahme der Aufstellung 
des Anteilsbesitzes im Bundesanzeiger bekannt-
zumachen und die Bekanntmachung unter Beifü-
gung der bezeichneten Unterlagen zum Handels-
register des Sitzes des Mutterunternehmens ein-
zureichen. 

(5) Der Lagebericht und der Konzernlagebe-
richt brauchen nicht im Bundesanzeiger bekannt-
gemacht zu werden. 

Achter Titel 

Straf- und Bußgeldvorschriften, 
Zwangsgelder 

§ 3411 

Strafvorschriften 

Die Strafvorschriften der §§ 331 bis 333 sind 
auch auf nicht in der Rechtsform einer Kapitalge-
sellschaft betriebene Versicherungsunternehmen 
anzuwenden. § 331 ist darüber hinaus auch anzu-
wenden auf die Verletzung von Pflichten durch 
den Hauptbevollmächtigten (§ 106 Abs. 3 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes). 

§ 341m 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Mitglied 
des vertretungsberechtigten Org ans oder des 
Aufsichtsrats eines Versicherungsunternehmens 
oder als Hauptbevollmächtigter (§ 106 Abs. 3 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes) 

1. bei der Aufstellung oder Feststellung des Jah-
resabschlusses einer Vorschrift 

a) des § 243 Abs. 1 oder 2, der §§ 244, 245, 246 
Abs. 1 oder 2, dieser in Verbindung mit 
§ 341a Abs. 2 Satz 3, des § 247 Abs. 3, der 
§§ 248, 249 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3, des 
§ 250 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2, des § 264 
Abs. 2, des § 341 e Abs. 1 oder 2 oder der 
§§ 341f, 341h Abs. I Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Abs. 2, oder Abs. 3 über Form und 
Inhalt, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(5) entfällt 

Achter Titel 

Straf- und Bußgeldvorschriften, 
Zwangsgelder 

§ 341m 

unverändert 

§ 341n 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Mitglied 
des vertretungsberechtigten Organs oder des 
Aufsichtsrats eines Versicherungsunternehmens 
oder als Hauptbevollmächtigter (§ 106 Abs. 3 des 
Versicherungsauf sichtsgesetzes) 

1. bei der Aufstellung oder Feststellung des Jah-
resabschlusses einer Vorschrift 

a) des § 243 Abs. 1 oder 2, der §§ 244, 245, 246 
Abs. 1 oder 2, dieser in Verbindung mit 
§ 341a Abs. 2 Satz 3, des § 247 Abs. 3, der 
§§ 248, 249 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3, des 
§ 250 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2, des § 264 
Abs. 2, des § 341 e Abs. 1 oder 2 oder der 
§§ 341f, 341g, 341n über Form oder 
Inhalt, 
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b) des § 253 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 255 Abs. 1 oder 2 Satz 1, 2 oder 6, des § 253 
Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 1, 2 oder 3, 
dieser in Verbindung mit § 341 b Abs. 1 
Satz 2, des § 253 Abs. 3 Satz 1 oder 2, des 
§ 280 Abs. 1, der §§ 282, 283, 341b Abs. 1 
Satz 1 über die Bewertung, 

c) des § 265 Abs. 2, 3 oder 4, des § 268 Abs. 3 
oder 6, der §§ 272, 273, 274 Abs. 1 oder des 
§ 277 Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 über die 
Gliederung, 

d) des § 280 Abs. 3, des § 281 Abs. 1 Satz 2 oder 
3 oder Abs. 2 Satz 1, des § 284 oder des § 285 
Nr. 1 bis 3, 5 bis 7, 9 bis 14 über die in der 
Bilanz oder im Anhang zu machenden 
Angaben oder 

2. bei der Aufstellung des Konzernabschlusses 
einer Vorschrift 

a) des § 294 Abs. 1 über den Konsolidierungs-
kreis, 

b) des § 297 Abs. 2 oder 3 oder des § 341 i Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit einer der in 
Nummer 1 Buchstabe a bezeichneten Vor-
schriften über Form und Inhalt, 

c) des § 300 über die Konsolidierungsgrund-
sätze oder das Vollständigkeitsgebot, 

d) des § 308 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
den in Nummer 1 Buchstabe b bezeichneten 
Vorschriften oder des § 308 Abs. 2 über die 
Bewertung, 

e) des § 311 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 312 über die Behandlung assoziierter 
Unternehmen oder 

f) des § 308 Abs. 1 Satz 3, des § 313 oder des 
§ 314 über die im Anhang zu machenden 
Angaben, 

3. bei der Aufstellung des Lageberichts einer 
Vorschrift des § 289 Abs. 1 über den Inhalt des 
Lageberichts, 

4. bei der Aufstellung des Konzernlageberichts 
einer Vorschrift des § 315 Abs. 1 über den 
Inhalt des Konzernlageberichts, 

5. bei der Offenlegung, Veröffentlichung oder 
Vervielfältigung einer Vorschrift des § 328 
über Form oder Inhalt oder 

6. einer auf Grund des § 330 Abs. 3 und 4 in 
Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 erlassenen 
Rechtsverordnung, soweit sie für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist, 

zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer zu einem 
Jahresabschluß oder einem Konzernabschluß, der 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften zu prüfen ist, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) des § 253 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 255 Abs. 1 oder 2 Satz 1, 2 oder 6, des § 253 
Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 1, 2 oder 3, 
dieser in Verbindung mit § 341 b Abs. 1 
Satz 3, des § 253 Abs. 3 Satz 1 oder 2, des 
§ 280 Abs. 1, der §§ 282, 283, § 341b Abs. 1 
Satz 1, § 341 d über die Bewertung, 

c) unverändert 

d) des § 280 Abs. 3, des § 281 Abs. 1 Satz 2 oder 
3 oder Abs. 2 Satz 1, des § 284 oder des § 285 
Nr. 1 bis 3, diese in Verbindung mit § 341 a 
Abs. 2 Satz 4, § 285 Nr. 5 bis 7, 9 bis 14 über 
die in der Bilanz oder im Anhang zu 
machenden Angaben oder 

2. bei der Aufstellung des Konzernabschlusses 
einer Vorschrift 

a) unverändert 

b) des § 297 Abs. 2 oder 3 oder des § 341j Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit einer der in 
Nummer 1 Buchstabe a bezeichneten Vor-
schriften über Form oder Inhalt, 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) des § 308 Abs. 1 Satz 3, des § 313 oder des 
§ 314, dieser in Verbindung mit § 341 j 
Abs. 1 Satz 2 oder 3, über die im Anhang zu 
machenden Angaben, 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

zuwiderhandelt. 

(2) unverändert 
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einen Vermerk nach § 322 erteilt, obwohl nach 
§ 319 Abs. 2 er oder nach § 319 Abs. 3 die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, für die er tätig 
wird, nicht Abschlußprüfer sein darf. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§ 341n 

Festsetzung von Zwangsgeld 

Personen, die 

1. als Mitglieder des vertretungsberechtigten 
Organs eines Versicherungsunternehmens, 
das nicht Kapitalgesellschaft ist, 

a) eine der in § 335 Satz 1 Nr. 1, 3 bis 6 
bezeichneten Vorschriften oder 

b) § 341h Abs. 1 Satz 1 oder 

2. als Hauptbevollmächtigter (§ 106 Abs. 3 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes) § 341k Abs. 2 
und 3 über die Offenlegung der Rechnungsle-
gungsunterlagen 

nicht befolgen, sind hierzu vom Registergericht 
durch Festsetzung von Zwangsgeld nach § 132 
Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuhalten. § 335 
Satz 2 bis 8 ist anzuwenden." 

Artikel 2 

Änderung des Aktiengesetzes 

§ 256 Abs. 5 Satz 4 des Aktiengesetzes vom 6. Sep-
tember 1965 (BGB1. I S. 189), das zuletzt durch 
Artikel 36 der Fünften Zuständigkeitsanpassungs-
Verordnung vom 26. Februar 1993 (BGBl. I  S. 278) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Kreditinstituten und Versicherungsunternehmen 
liegt ein Verstoß gegen die Bewertungsvorschriften 
nicht vor, soweit die Abweichung nach den für Kre-
ditinstitute und Versicherungsunternehmen gelten-
den Vorschriften, insbesondere den §§ 340 e bis 340 g 
des Handelsgesetzbuchs für Kreditinstitute und den 
§§ 341 b bis 341g des Handelsgesetzbuchs für Versi-
cherungsunternehmen, zulässig ist." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist bei Ordnungswidrigkeiten nach den 
Absätzen 1 und 2 das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen für die seiner Aufsicht 
unterliegenden 	Versicherungsunternehmen. 
Unterliegt ein Versicherungsunternehmen der 
Aufsicht einer Landesbehörde, so ist diese 
zuständig. 

§ 341 o 

Festsetzung von Zwangsgeld 

Personen, die 

1. als Mitglieder des vertretungsberechtigten 
Organs eines Versicherungsunternehmens, 
das nicht Kapitalgesellschaft ist, 

a) unverändert 

b) § 341i Abs. 1 Satz 1 oder 

2. als Hauptbevollmächtigter (§ 106 Abs. 3 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes) § 3411 Abs. 1 
über die Offenlegung der Rechnungslegungs-
unterlagen 

nicht befolgen, sind hierzu vom Registergericht 
durch Festsetzung von Zwangsgeld nach § 132 
Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuhalten. § 335 
Satz 2 bis 8 ist anzuwenden." 

Artikel 2 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 22. Juli 1993 (BGBl. I S. 1282), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 209 Abs. 5 Satz 2 werden die Wörter „sind auf 
die Prüfung §§ 57 bis 59 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes" durch die Wörter „ist auf die 
Prüfung § 341k des Handelsgesetzbuchs" er-
setzt. 

2. § 256 Abs. 5 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Kreditinstituten und Versicherungsunterneh-
men liegt ein Verstoß gegen die Bewertungsvor-
schriften nicht vor, soweit die Abweichung nach 
den für Kreditinstitute und Versicherungsunter-
nehmen geltenden Vorschriften, insbesondere den 
§§ 340e bis 340g des Handelsgesetzbuchs für 
Kreditinstitute und den §§  341 b bis 341 h des 
Handelsgesetzbuchs für Versicherungsunterneh-
men, zulässig ist." 
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Artikel 3 

Änderung des Gesetzes 
über die Rechnungslegung von bestimmten 

Unternehmen und Konzernen 

Das Gesetz über die Rechnungslegung von 
bestimmten Unternehmen und Konzernen vom 
15. August 1969 (BGBl. I S. 1189, 1970 I S. 1113), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
30. November 1990 (BGBl. I S. 2570), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 1 wird Absatz 4 gestrichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „oder das Merkmal des § 1 Abs. 4" 
gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 Satz 7 wird aufgehoben. 

3. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „oder des 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit" 
gestrichen. 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort  „Personen" die 
Wörter „sowie auf Versicherungsunternehmen 
im Sinne des § 341 des Handelsgesetzbuchs" 
eingefügt. 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „im Sinne 
des § 1 Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen" werden die Wörter „im Sinne des § 340 des 
Handelsgesetzbuchs" ersetzt; nach dem Wort 
„Person" werden die Wörter „oder ein Versiche-
rungsunternehmen im Sinne des § 341 des 
Handelsgesetzbuchs" eingefügt. 

5. In § 12 Abs. 2 werden jeweils die Wörter „oder die 
Merkmale des § 11 Abs. 4" gestrichen; Satz 3 wird 
aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 
1993 I S. 2), geändert durch Artikel 67 des Gesetzes 
vom 27. April 1993 (BGBl. I S. 512), wird wie folgt 
geändert: 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes 
über die Rechnungslegung von bestimmten 

Unternehmen und Konzernen 

Das Gesetz über die Rechnungslegung von 
bestimmten Unternehmen und Konzernen vom 
15. August 1969 (BGBl. I S. 1189, 1970 I S. 1113), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
30. November 1990 (BGBl. I S. 2570), wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) bei der Nummer 2 wird das Komma am 
Ende durch einen Punkt ersetzt; Nummer 3 
wird aufgehoben. 

b) unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

Artikel 4 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 
1993 I S. 2), zuletzt geändert durch Artikel 6 Abs. 84 
des Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2378), wird wie folgt geändert: 
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1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 55 Abs. 1, 3 
bis 5 Satz 1" durch die Angabe „ § 55 Abs. 1 und 2" 
ersetzt. 

2. In § 16 werden nach den Wörtern „des Ersten 
Buchs" das Komma und die Wörter „des Ersten 
Abschnitts des Dritten Buchs" gestrichen. 

3. In § 53c Abs. 4 wird die Angabe „ § 55 Abs. 1" 
durch die Angabe „§ 341a Abs. 1 des Handelsge-
setzbuchs " ersetzt. 

4. § 55 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 55 

(1) Versicherungsunternehmen, die nicht Kauf-
mann sind, gelten für die Zwecke der Rechnungs-
legung, deren Prüfung und Offenlegung als Kauf-
mann. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. unverändert 

2. § 16 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 16 

Die Vorschrift des Ersten und Vierten Buchs 
des Handelsgesetzbuchs über Kaufleute gelten 
außer den §§ 1 bis 7 entsprechend auch far 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, so-
weit dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt. 

Für die Rechnungslegung gelten die Vorschriften 
des Zweiten Unterabschnitts des Vierten Ab-
schnitts in Verbindung mit den Vorschriften des 
Ersten und Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs 
des Handelsgesetzbuchs entsprechend." 

2a. In § 22 Abs. 4 werden die Wörter „sobald die 
Errichtungs- und die Einrichtungskosten des 
ersten Geschäftsjahrs gedeckt worden sind" 
durch die Wörter „sobald die aktivierten Auf-
wendungen für die Ingangsetzung des Ge-
schäftsbetriebs vollständig abgeschrieben sind" 
ersetzt. 

2b. § 36a wird aufgehoben. 

2c. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 53c Abs. 3 a dieses Gesetzes und § 269 des 
Handelsgesetzbuchs bleiben unberührt." 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

2d. In § 53 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe 
„§§ 15," die Angabe „§ 16 Satz 2, §" einge-
fügt. 

3. § 53c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 2 wird die Nummer 1 wie folgt 
gefaßt: 

,,1. die aktivierten Aufwendungen für die 
Ingangsetzung und Erweiterung des Ge-
schäftsbetriebs (§ 269 des Handelsgesetz-
buchs),TM. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 55 Abs. 1" 
durch die Angabe „ § 341a Abs. 1 des Handels-
gesetzbuchs " ersetzt. 

4. § 55 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 55 

(1) Die Vorschriften des Zweiten Unterab-
schnitts des Vierten Abschnitts in Verbindung mit 
den Vorschriften des Ersten und Zweiten 
Abschnitts des Dritten Buches Handelsgesetz-
buch gelten für öffentlich-rechtliche Unterneh-
men, die den Be trieb von Versicherungsgeschäf-
ten zum Gegenstand haben und nicht Trager der 
Sozialversicherung sind, entsprechend. 
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(2) Versicherungsunternehmen haben den von 
den gesetzlichen Vertretern aufgestellten sowie 
später den festgestellten Jahresabschluß und den 
Lagebericht der Aufsichtsbehörde jeweils unver-
züglich. einzureichen. Versicherungsunterneh-
men, die einen Konzernabschluß oder einen Kon-
zernlagebericht aufstellen, haben diese Unterla-
gen der Aufsichtsbehörde unverzüglich einzurei-
chen. 

(3) Versicherungsunternehmen haben in dem 
Geschäftsjahr, das dem Berichtsjahr folgt, jedem 
Versicherten auf Verlangen den Jahresabschluß 
und den Lagebericht zu übersenden. Soweit 
Anhang und Lagebericht nicht nach § 325 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs im Bundesanzeiger be-
kanntgemacht zu werden brauchen und nicht 
bekanntgemacht werden, besteht die Verpflich-
tung nach Satz 1 gegenüber jedem. " 

5. In § 55a Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt am Ende der 
Nummer 2 durch ein Semikolon ersetzt und fol-
gende Nummer 3 angefügt: 

„3. über den Inhalt der Prüfungsberichte nach 
§ 341j des Handelsgesetzbuchs." 

6. § 56 wird aufgehoben. 

7. § 56b wird aufgehoben. 

B. § 57 wird aufgehoben. 

9. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„In diesem Fall gilt § 318 Abs. 1 Satz 4 des 
Handelsgesetzbuchs mit der Maßgabe, daß die 
gesetzlichen Vertreter den Prüfungsauftrag 
unverzüglich dem von der Aufsichtsbehörde 
bestimmten Prüfer zu erteilen haben." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

0. In § 59 Satz 1 werden die Wörter „Hauptversamm-
lung oder der dieser entsprechenden Versamm-
lung der obersten Vertretung" durch das Wort 
„Feststellung" ersetzt. 

1. § 60 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 60 

Die §§ 58 und 59 gelten nicht für nach Landes-
recht errichtete und der Landesaufsicht unterlie-
gende öffentlich-rechtliche Versicherungsunter-
nehmen, für die zur Prüfung ihrer Jahresab- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Versicherungsunternehmen haben in dem 
Geschäftsjahr, das dem Berichtsjahr folgt, jedem 
Versicherten auf Verlangen den Jahresabschluß 
und den Lagebericht zu übersenden." 

5. In § 55 a Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt am Ende der 
Nummer 2 durch ein Semikolon ersetzt und fol-
gende Nummer 3 angefügt: 

„3. über den Inhalt der Prüfungsberichte nach 
§ 341k des Handelsgesetzbuchs, soweit dies 
zur Durchführung der Aufsicht nach diesem 
Gesetz erforderlich ist." 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden nach den Wörtern „ge-
gen den Abschlußprüfer" die Worte „des 
Jahresabschlusses" eingefügt; 

bb) folgender Satz wird angefügt: 

unverändert 

c) unverändert 

10. unverändert 

11. § 60 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 60 

Die §§ 58 und 59 gelten nicht für nach Landes-
recht errichtete und der Landesaufsicht unterlie-
gende öffentlich-rechtliche Versicherungsunter-
nehmen, für die zur Prüfung ihrer Jahresab- 
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schlüsse nach § 341j des Handelsgesetzbuchs 
zusätzliche landesrechtliche Vorschriften beste-
hen. " 

12. § 64 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 64 

Sofern Versicherungsunternehmen auf Grund 
des § 330 Abs. 1, 3 und 4 des Handelsgesetzbuchs 
und der auf Grund dieser Ermächtigung erlasse-
nen Rechtsverordnung von der Verpflichtung 
befreit sind, den Jahresabschluß prüfen zu lassen, 
sind die §§ 58 und 59 dieses Gesetzes nicht 
anzuwenden. Ob und wie solche Unternehmen zu 
prüfen sind, kann die Aufsichtsbehörde bestim-
men. " 

13. In § 82 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „ §§ 57 bis 
59" durch die Angabe „§ 341 j des Handelsgesetz-
buchs sowie den §§ 58, 59 dieses Gesetzes" 
ersetzt. 

14. In § 84 Abs. 1 Satz 2 und 3 werden die Angaben 
„§ 57 Abs. 2" und „§ 57" jeweils durch die Angabe 
„§ 341j des Handelsgesetzbuchs" ersetzt. 

15. § 106 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „13 b" durch die 
Angabe „13 d  bis 13f" ersetzt. 

b) In Satz 4 wird Nummer 1 wie folgt gefaßt: 

„ 1. auch Jahresabschluß und Lagebericht der 
Hauptniederlassung in deutscher Sprache 
jedem Versicherten auf Verlangen über-
sandt werden,". 

16. § 110 Abs. 1 Satz 1 wird aufgehoben. 

17. In § 138 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „ § 57 Abs. 2" 
durch die Angabe „ § 341 j in Verbindung mit § 319 
des Handelsgesetzbuchs" ersetzt. 

18. § 157 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „Geschäfts-
betrieb" das Komma durch das Wort „und" 
ersetzt; die Wörter „und die Rechnungsle-
gung" und die Angabe „55, " werden gestri-
chen. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „und die Rech-
nungslegung " gestrichen. 

19. In § 159 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „ § 55 Abs. 1, 
3 bis 5 Satz 1" durch die Angabe „ § 55 Abs. 1 und 
2" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

schlüsse nach § 341k des Handelsgesetzbuchs 
zusätzliche landesrechtliche Vorschriften beste-
hen. " 

12. unverändert 

13. In § 82 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „den §§ 57 
bis 59" durch die Angabe „§ 341k des Handels-
gesetzbuchs sowie den §§ 58, 59 dieses Gesetzes" 
ersetzt. 

14. In § 84 Abs. 1 Satz 2 und 3 werden die Angaben 
„ § 57 Abs. 2" und „§ 57 " jeweils durch die Angabe 
„§ 341k des Handelsgesetzbuchs" ersetzt. 

15. § 106 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „13 und 13b" durch 
die Angabe „13 d  bis 13f" ersetzt. 

b) unverändert 

16. unverändert 

17. In § 138 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 57 Abs. 2" 
durch die Angabe „ § 341k in Verbindung mit 
§ 319 des Handelsgesetzbuchs" ersetzt. 

18. unverändert 

19. unverändert 
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Artikel 5 

Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

In § 132 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 315-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezem-
ber 1992 (BGBl. I S. 2211) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§§  14, 125a Abs. 2, §§ 335, 340o des 
Handelsgesetzbuchs" durch die Angabe „§§ 14, 125 a 
Abs. 2, §§ 335, 340o, 341n des Handelsgesetzbuchs" 
ersetzt. 

Artikel 6 

Übergangsvorschriften 

Nach Artikel 31 des Einführungsgesetzes zum Han-
delsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 30. November 1990 (BGBl. I S. 2570), 
wird folgender Fünfter Abschnitt eingefügt: 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

In § 132 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 315-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 1993 (BGBl. I S. 2182) geändert worden ist, wird 
die Angabe „ §§ 14, 125a Abs. 2, §§ 335, 340o des 
Handelsgesetzbuchs" durch die Angabe „§§  14, 125a 
Abs. 2, §§  335, 340o, 341 o des Handelsgesetzbuchs" 
ersetzt. 

Artikel 5 a 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. März 1991 (BGBl. I S. 638), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
28. Januar 1994 (BGBl. I S. 142), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 20 wird wie folgt gefaßt: 

a) Die Überschrift „Versicherungstechnische 
Rückstellungen" wird durch die Überschrift 
„Schwankungsrückstellungen" ersetzt. 

b) Absatz 1 wird gestrichen. 

2. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 8 b wird folgender Absatz 8 c 
eingefügt: 

„(8 c) § 20 ist erstmals für das Wirtschaftsjahr 
anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 1994 
beginnt. § 20 Abs. 1 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. März 1991 (BGBl. I S. 638) ist 
letztmals für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, 
das vor dem 1. Januar 1995 endet." 

b) Der bisherige Absatz 8 c wird Absatz 8 d. 

Artikel 6 

Übergangsvorschriften 

Nach Artikel 31 des Einführungsgesetzes zum Han-
delsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. März 1994 (BGBl. I S. 560), wird 
folgender Fünfter Abschnitt eingefügt: 
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„FÜNFTER ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften zum 
Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz 

Artikel 32 

(1) Die vom Inkrafttreten der Artikel 1 bis 5 des 
Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetzes vom ... an 
geltende Fassung der Vorschriften über den Jahres-
abschluß, den Lagebericht, den Konzernabschluß, 
den Konzernlagebericht und deren Prüfung sowie 
über die Pflicht zur Offenlegung dieser und der 
dazugehörenden Unterlagen ist erstmals auf das nach 
dem 31. Dezember 1994 beginnende Geschäftsjahr 
anzuwenden. In der nach Artikel 1 des Versicherungs-
bilanzrichtlinie-Gesetzes (§ 330 Abs. 1 in Verbindung 
mit Abs. 3 und 4 des Handelsgesetzbuchs) zu erlas-
senden Verordnung kann bestimmt werden, daß der 
Zeitwert der Grundstücke und Bauten im Anhang 
erstmals für das nach dem 31. Dezember 1998 begin-
nende Geschäftsjahr und der Zeitwert für die in § 341 b 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs genann-
ten Vermögensgegenstände erstmals für das nach 
dem 31. Dezember 1996 beginnende Geschäftsjahr 
anzugeben ist. 

(2) Auf Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 1995 
beginnen, sind die Vorschriften über den Jahresab-
schluß, den Lagebericht, den Konzemabschluß, den 
Konzernlagebericht und deren Prüfung sowie über die 
Pflicht zur Offenlegung dieser und der dazugehören-
den Unterlagen in der am 1. Januar 1986 geltenden 
Fassung und die Vorschriften der Verordnung über 
die Rechnungslegung von Versicherungsunterneh-
men vom 11. Juli 1973 (BGBl. I S. 1209), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 23. Dezember 1986 
(BGBl. 1987 I S. 2), anzuwenden. 

(3) Niederlassungen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes von Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft brauchen die Vorschriften über 
den Jahresabschluß, den Lagebericht und deren Prü-
fung sowie über die Pflicht zur Offenlegung dieser und 
der dazugehörenden Unterlagen in der bis zum 
Inkrafttreten der Artikel 1 bis 5 des Versicherungsbi-
lanzrichtlinie-Gesetzes vom ... geltenden Fassung 
bereits auf Geschäftsjahre, die nach dem 31. Dezem-
ber 1993 enden, nicht mehr anzuwenden, wenn sie die 
Vorschriften über die Pflicht zur Offenlegung des 
Jahresabschlusses, des Lageberichts, des Konzernab-
schlusses, des Konzernlageberichts sowie der dazuge-
hörenden Unterlagen in der vom Inkrafttreten der 
Artikel 1 bis 5 des Versicherungsbilanzrichtlinie-
Gesetzes vom ... an  geltenden Fassung anwenden. 

Artikel 33 

(1) Waren wie Anlagevermögen behandelte Vermö-
gensgegenstände im Abschluß für das am 31. Dezem-
ber 1994 endende oder laufende Geschäftsjahr mit 
einem niedrigeren Wert angesetzt, als er nach § 240 
Abs. 3 und 4, §§ 252, 253 Abs. 1 und 2, §§ 254, 255, 279, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

„FÜNFTER ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften zum 
Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetz 

Artikel 32 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Niederlassungen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes von Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft brauchen die Vorschriften über den 
Jahresabschluß, den Lagebericht und deren Prüfung 
sowie über die Pflicht zur Offenlegung dieser und der 
dazugehörenden Unterlagen in der bis zum Inkrafttre-
ten der Artikel 1 bis 5 des Versicherungsbilanzrichtli-
nie-Gesetzes vom ... geltenden Fassung bereits auf 
Geschäftsjahre, die nach dem 31. Dezember 1993 
enden, nicht mehr anzuwenden, wenn sie die Vor-
schriften über die Pflicht zur Offenlegung des Jahres-
abschlusses, des Lageberichts, des Konzernabschlus-
ses, des Konzernlageberichts sowie der dazugehören-
den Unterlagen in der vom Inkrafttreten der Artikel 1 
bis 5 des Versicherungsbilanzrichtlinie-Gesetzes 
vom ... an  geltenden Fassung anwenden. 

Artikel 33 

(1) unverändert 
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280 Abs. 1 und 2 sowie §§ 341b bis 341d des 
Handelsgesetzbuchs zulässig ist, so darf der niedri-
gere Wertansatz beibehalten werden. § 253 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs ist in diesem Fa ll  mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß der niedrigere Wertansatz um 
planmäßige Abschreibungen entsprechend der vor-
aussichtlichen Restnutzungsdauer zu vermindern 
ist. 

(2) Waren nicht wie Anlagevermögen behandelte 
Vermögensgegenstände im Jahresabschluß für das 
am 31. Dezember 1994 endende oder laufende 
Geschäftsjahr mit einem niedrigeren Wert angesetzt, 
als er nach §§ 252, 253 Abs. 1, 3 und 4, §§ 254, 255 
Abs. 1 und 2, §§ 256, 279 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, § 280 
Abs. 1 und 2 zulässig sowie §§ 340b bis 340d des 
Handelsgesetzbuchs zulässig ist, so darf der niedri-
gere Wertansatz insoweit beibehalten werden, als er 
aus den Gründen des § 253 Abs. 3, §§ 254, 279 Abs. 2, 
§ 280 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs angesetzt wor-
den ist. 

(3) Soweit ein niedrigerer Wertansatz nach den 
Absätzen 1 und 2 nicht beibehalten werden darf oder 
nicht beibehalten wird, kann bei der Aufstellung des 
Jahresabschlusses für das nach dem 31. Dezember 
1994 beginnende Geschäftsjahr der Unterschiedsbe-
trag zwischen dem im letzten vorausgehenden Jah-
resabschluß angesetzten Wert und dem nach den 
Vorschriften des Dritten Buches Handelsgesetzbuch 
anzusetzenden Wert in Gewinnrücklagen eingestellt 
oder für die Nachholung von Rückstellungen verwen-
det werden; dieser Be trag ist nicht Bestandteil des 
Ergebnisses. Satz 1 ist entsprechend auf Beträge 
anzuwenden, die sich ergeben, wenn Rückstellungen 
oder Sonderposten mit Rücklageanteil wegen Unver-
einbarkeit mit § 247 Abs. 3, §§ 249, 253 Abs. 1 Satz 2, 
§ 273 des Handelsgesetzbuchs aufgelöst werden. 

(4) Waren Schulden, insbesondere versicherungs-
technische Rückstellungen, im Jahresabschluß für das 
am 31. Dezember 1994 endende oder laufende 
Geschäftsjahr mit einem niedrigeren Wert angesetzt, 
als er nach §§ 249, 253 Abs. 1 Satz 2 oder §§ 341 e bis 
341 g des Handelsgesetzbuchs vorgeschrieben oder 
zulässig ist, so kann bei der Aufstellung des Jahresab-
schlusses für das nach dem 31. Dezember 1994 begin-
nende Geschäftsjahr der für die Nachholung erforder-
liche Betrag den Rücklagen entnommen werden, 
soweit diese nicht durch Gesetz, Gesellschaftsvertrag 
oder Satzung für andere Zwecke gebunden sind; 
dieser Betrag ist nicht Bestandteil des Ergebnisses 
oder des Bilanzgewinns. 

(5) Ändern sich bei der erstmaligen Anwendung der 
durch die Artikel 1 bis 5 des Versicherungsbilanzricht-
linie-Gesetzes geänderten Vorschriften die bisherige 
Form der Darstellung oder die bisher angewandten 
Bewertungsmethoden, so sind § 252 Abs. 1 Nr. 6, § 265 
Abs. 1, § 284 Abs. 2 Nr. 3 des Handelsgesetzbuchs bei 
der erstmaligen Aufstellung eines Jahresabschlusses 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) Waren nicht wie Anlagevermögen behandelte 
Vermögensgegenstände im Jahresabschluß für das 
am 31. Dezember 1994 endende oder laufende 
Geschäftsjahr mit einem niedrigeren Wert angesetzt, 
als er nach §§ 252, 253 Abs. 1, 3 und 4, §§ 254, 255 
Abs. 1 und 2, §§ 256, 279 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, § 280 
Abs. 1 und 2 zulässig sowie §§ 341 b bis 341d des 
Handelsgesetzbuchs zulässig ist, so darf der niedri-
gere Wertansatz insoweit beibehalten werden, als er 
aus den Gründen des § 253 Abs. 3, §§ 254, 279 Abs. 2, 
§ 280 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs angesetzt wor-
den ist. 

(3) Soweit ein niedrigerer Wertansatz nach den 
Absätzen 1 und 2 nicht beibehalten werden darf oder 
nicht beibehalten wird, kann bei der Aufstellung des 
Jahresabschlusses für das nach dem 31. Dezember 
1994 beginnende Geschäftsjahr der Unterschiedsbe-
trag zwischen dem im letzten vorausgehenden Jah-
resabschluß angesetzten Wert und dem nach den 
Vorschriften des Dritten Buches Handelsgesetzbuch 
anzusetzenden Wert in Gewinnrücklagen eingestellt 
oder für die Nachholung von Rückstellungen verwen-
det werden; dieser Betrag ist nicht Bestandteil des 
Ergebnisses. Satz 1 ist entsprechend auf Beträge 
anzuwenden, die sich ergeben, wenn Rückstellungen 
oder Sonderposten mit Rücklageanteil wegen Unver-
einbarkeit mit § 247 Abs. 3, §§ 249, 253 Abs. 1 Satz 2, 
§ 273 des Handelsgesetzbuchs aufgelöst werden. 
Vereinbarungen über die Beteiligung der Versiche-
rungsnehmer am Überschuß bleiben unberührt. 

(4) Waren Schulden, insbesondere versicherungs-
technische Rückstellungen, im Jahresabschluß für das 
am 31. Dezember 1994 endende oder laufende 
Geschäftsjahr mit einem niedrigeren Wert angesetzt, 
als er nach §§ 249, 253 Abs. 1 Satz 2 oder §§ 341 e bis 
341 h des Handelsgesetzbuchs vorgeschrieben oder 
zulässig ist, so kann bei der Aufstellung des Jahresab-
schlusses für das nach dem 31. Dezember 1994 begin-
nende Geschäftsjahr der für die Nachholung erforder-
liche Betrag den Rücklagen entnommen werden, 
soweit diese nicht durch Gesetz, Gesellschaftsvertrag 
oder Satzung für andere Zwecke gebunden sind; 
dieser Be trag ist nicht Bestandteil des Ergebnisses 
oder des Bilanzgewinns. 

(5) unverändert 
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oder Konzernabschlusses nach den geänderten Vor-
schriften auf diese Änderungen nicht anzuwenden. 
Außerdem brauchen die Vorjahreszahlen bei der 
erstmaligen Anwendung nicht angegeben zu wer-
den."  

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Die Bestimmung des § 341 f des Handelsgesetz-
buchs tritt am 1. Juli 1994 in Kraft. Im übrigen tritt 
dieses Gesetz am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 








